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Entwurf eines Gesetzes 

Über die Einbringung der Steinkohlenbergwerke im Saarland 
in eine Aktiengesellsdiaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 


§1 

Als neuer Rechtsträger für die Steinkoh- 
lenbergwerke im Saarland (Artikel 85 des 
Vertrags zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage vom 27. Okto- 
ber 1956 — Saarvertrag) ist eine Aktien- 
gesellschaft mit dem Sitz in Saarbrücken 
(Gesellschaft) zu errichten. Das Saarland ist 
berechtigt, sich an der Errichtung der Gesell- 
sdiaft durch Übernahme von Aktien in Höhe 
von 26 vom Hundert des Grundkapitals zu 
beteiligen. 


§2 

Die Bundesrepublik Deutschland bringt in 
die Gesellschaft gegen Gewährung von Ak- 
tien sämtliche beweglichen und unbeweg- 
lichen Vermögenswerte, Forderungen, Rechte 
und Interessen aller Art (Gegenstände), die 
dem Unternehmen „Saarbergwerke“ zur 
Verfügung stehen oder von ihm verwaltet 
werden, und die im Zeitpunkt der Einbrin- 
gung keinem anderen Rechtsträger als dem 
Unternehmen „Saarbergwerke“, der Saar- 
gruben- Aktiengesellschaft in Liquidation, 
dem Saarland oder der Bundesrepublik 
Deutschland zustehen, mit der Maßgabe ein, 
daß sämtliche Verpflichtungen des Unter- 
nehmens „Saarbergwerke“ sowie der Saar- 
gruben- Aktiengesellschaft in Liquidation 
durch die Gesellschaft übernommen werden, 
abgesehen von den in Artikel 87 Abs. 1 des 
Saarvertrags von der Übernahme ausgenom- 
menen Lieferverpflichtungen für Kohle. 


§3 

Die gemäß § 2 eingebrachten Gegenstände 
gehen kraft Gesetzes auf die Gesellschaft im 
Zeitpunkt ihrer Eintragung in das Handels- 
register über. Gleichzeitig gehen die gemäß 
§ 2 übernommenen Verpflichtungen unter 
Befreiung des bisherigen Schuldners kraft 
Gesetzes auf die Gesellschaft über. Abgesehen 
von der Befreiung des bisherigen Schuldners 
werden die Rechte der Gläubiger, insbeson- 
dere ihre Ansprüche gegenüber einem Bürgen 
sowie ihre Rechte aus einem Pfandbrief, einer 
Hypothek oder einer sonstigen Sicherheit 
durch den Schuldübergang nicht berührt; 
§ 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet 
keine Anwendung. Im Zeitpunkt der Ein- 
tragung der Gesellschaft in das Handelsre- 
gister erlischt das Unternehmen „Saarberg- 
werke“. 

§4 

Bei einem Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs durch Eintragung der Gesell- 
schaft als Eigentümerin eines gemäß § 2 ein- 
gebrachten Grundstücks oder als Inhaberin 
eines gemäß § 2 eingebrachten Rechts genügt 
zum Nachweis, daß das Grundstück oder das 
Recht auf Grund des § 2 in die Gesellschaft 
eingebracht und auf Grund des § 3 auf sie 
übergegangen ist, eine schriftliche Erklärung 
der Gesellschaft, die nicht der Form des § 29 
der Grundbuchordnung bedarf. 

§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

1 . 

Der Gesetzentwurf enthalt Ausführungs- 
vorschriften zu den Artikeln 85 ff. des Ver- 
trags zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage, die sich auf die Or- 
ganisation des Steinkohlenbergbaus im Saar- 
land beziehen. Artikel 85 des Vertrags 
schreibt folgendes vor: 

„Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland wird innerhalb eines Zeit- 
raums von nicht weniger als sechs Mona- 
ten und nicht mehr als neun Monaten, 
gerechnet vom Inkrafttreten dieses Ver- 
trags an, einen neuen Rechtsträger für die 
Steinkohlenbergwerke im Saarland schaf- 
fen.“ 

Hierzu bestimmt § 1 des Gesetzentwurfs, 
daß der neue Rechtsträger als Aktiengesell- 
schaft mit Sitz in Saarbrücken errichtet wer- 
den soll und daß dem Saarland Gelegenheit 
zu geben ist, sich durch Übernahme von Ak- 
tien in Höhe von 26 vom Hundert des 
Grundkapitals zu beteiligen. Es ist vorge- 
sehen, daß der Bund die Steinkohlenberg- 
werke im Saarland und daß das Saarland 
Forderungen, die in Abschnitt III näher be- 
zeichnet sind, als Sacheinlagen bei der Grün- 
dung der neuen Aktiengesellschaft einbringt. 
Außerdem sind Bareinlagen beabsichtigt. 

Artikel 87 Abs. 1 des Saarvertrags betrifft 
die Aktiven und Passiven des Unternehmens 
„Saarbergwerke“, in dem die Steinkohlen- 
bergwerke im Saarland z, Z. tatsächlich zu- 
sammengefaßt sind. Er enthält das Einver- 
ständnis der Französischen Republik dazu, 
daß alle Aktiven und Passiven auf den neuen 
Rechtsträger übertragen werden. Diese Über- 
tragung erfolgt durch Gesetz, weil nur auf 
diesem Wege bei dem neuen Rechtsträger 
einwandfreie Rechtsverhältnisse geschaffen 
werden können. 

Zur Begründung der Notwendigkeit einer 
gesetzlidaen Regelung ist ein Rückblick auf 
die Entstehung des gegenwärtigen Regimes 
der Steinkohlenbergwerke im Saarland ge- 
boten. 

1. Nach den Bestimmungen des Versailler 
Vertrags erwarb der französische Staat das 
volle Eigentum an sämtlichen Kohlenfeldern 


im Saargebiet mit allen Nebenanlagen und 
Einrichtungen, einerlei, wer der bisherige 
Eigentümer war. Auf Grund des Abstim- 
mungsergebnisses im Jahre 1935 kaufte das 
Deutsche Reich das gesamte Grubenver- 
mögen sowie einige andere, weniger ins Ge- 
wicht fallende Liegenschaften für den Ge- 
samtkaufpreis von 900 Mio frs. = rund 
150 Mio RM von Frankreich zurück und 
erlangte dadurch volles Eigentum. Das 
Deutsche Reich nahm den Bergwerksbesitz 
zunächst in eigene Verwaltung und grün- 
dete sodann auf Grund des Reichsgesetzes 
über die Einbringung des Reichs-Bergwerks- 
besitzes im Saarland in eine Aktiengesell- 
schaft vom 13. Dezember 1935 (Reichsgesetz- 
bl. I S. 1448) am 30. November 1936 die 
Saargruben- Aktiengesellschaft in Saarbrük- 
ken, in die sämtliche Aktiven und Passiven 
der Saargrubenverwaltung eingebracht wur- 
den. Das Deutsche Reich besaß sämtliche 
Aktien der Saargruben- Aktiengesellschaft. 
Mit der Einführung des Grundgesetzes im 
Saarland sind die Aktien gemäß Artikel 134 
Abs. 1 des Grundgesetzes auf die Bundes- 
republik übergegangen. Nach den Bestim- 
mungen des Saarvertrags wird die Gesell- 
schaft indessen nicht wieder ins Leben ge- 
rufen; über ihr Vermögen und ihre Verbind- 
lichkeiten soll vielmehr nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzentwurfs zugunsten und zu 
Lasten des neuen Rechtsträgers verfügt wer- 
den. 

2. Nach der Besetzung durch die Franzosen 
wurde durch Verfügung Nr. 33 des Admlni- 
strateur General vom 2. Januar 1946 auf 
Grund des Gesetzes Nr, 52 über die Sperre 
und Kontrolle von Vermögen ein Sequester- 
verwalter für die Saargruben- Aktiengesell- 
schaft bestellt (Amtsblatt des französischen 
Oberkommandos in Deutschland 1946 S. 90/ 
91). Die Sequesterverwaltung dauerte bis 
Ende 1947. Mit dem 1. Januar 1948 wurde 
sie durch Verordnung Nr. 140 des französi- 
schen Oberbefehlshabers vom 19. Dezember 
1947 (Amtsblatt des französischen Oberkom- 
mandos 1947 S. 1313) aufgehoben. Zugleich 
wurden die Steinkohlenbergwerke im Saar- 
land von der Regie des Mines de la Sarre in 
Saarbrücken übernommen, die zu diesem 
Zweck kurz vorher durch das französische 
Gesetz Nr. 47 — 2158 über die Einführung 
der Frankenwährung im Saarland vom 
15. November 1947 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 585) geschaffen und mit finanzieller 
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Autonomie ausgestattet wurde. Für die Saar- 
gruben- Aktiengesellschaft wurde auf Grund 
der Verordnung Nr. 140 im Jahre 19‘-iS ein 
Liquidator ernannt, dem die Aufgabe über- 
tragen wurde, die bisherigen Geschäfte der 
Saargruben-Aktiengesellschaft mit Hilfe der 
vorhandenen Barbestände, Bankguthaben und 
Forderungen aus bereits bewirkten Lieferun- 
gen und Leistungen abzuwickeln und das ge- 
samte übrige bewegliche und unbewegliche 
Vermögen der Saargruben-Aktiengesellschaft 
unentgeltlich der R4gie des Mines de la Sarre 
so lange zur Verfügung zu stellen, bis einmal 
über die Zuweisung des Vermögens entschie- 
den sein würde. Das Eigentum an den Stein- 
kohlenbergwerken im Saarland sollte durch 
die vorstehenden Maßnahmen augenschein- 
lich nicht berührt werden. 

Die Organisation der Regie des Mines de la 
Sarre wurde durch das französische Dekret 
Nr. 47 - 2437 vom 31. Dezember 1947 
(Amtsblatt des Saarlandes 1948 S. 45) fest- 
gelegt. Sie wurde der staatlichen Aufsicht des 
französischen Ministers für den Bergbau 
unterstellt und von einem durch die fran- 
zösische Regierung ernannten Generaldirek- 
tor geleitet, dem ein Ausschuß beigegeben 
wurde. Zur Überwachung der Betriebsführung 
wurde der sogenannte Obere Rat der Saar- 
gruben eingesetzt. Die Mitglieder des Aus- 
schusses und des Oberen Rats wurden aus- 
schließlich von französischer Seite ernannt. 
Die Regie des Mines de la Sarre erhielt die 
Befugnis, wie eine juristische Person Güter 
aller Art zu erwerben, zu verwalten und zu 
veräußern, jedoch, wie sich aus der Sachlage 
folgerichtig ergibt, nicht im eigenen Interesse, 
sondern als Treuhänderin für den zukünfti- 
gen Berechtigten. 

3. Im Verlauf der weiteren Entwicklung 
wurden die beiden Grubenkonventionen 
vom 3. März 1950 (Amtsblatt des Saarlan- 
des 1951 S. 24) und vom 20. Mai 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 777) zwischen 
der Regierung der Französischen Republik 
und der Regierung des Saarlandes, die erstere 
über den Betrieb der Saargruben, die zweite 
über den gemeinsamen Betrieb der Saargruben 
abgeschlossen. Den beiden Konventionen lag 
die Annahme zugrunde, daß das Saarland in 
einem noch abzuschließenden Friedensvertrag 
das Eigentum an den im Saarland gelegenen 
Kohlengruben erhalten werde, daß aber für 
den Betrieb der Saargruben die vertragliche 
Regelung 50 Jahre lang grundsätzlich Bestand 
haben solle. In der Konvention von 1950 
wurde dem französischen Staat allein die Ver- 


antwortung für den Abbau der Kohlenfelder 
im Saarland übertragen, in der Konvention 
von 1953 dem französischen Staat und dem 
Saarland gemeinsam. Die Durchführung der 
Grubenkonvention von 1950 sollte der Saar- 
grubenverwaltung (Regie des Mines de la 
Sarre) obliegen, wobei der vorherrschende 
französische Einfluß bestehen blieb. Schließ- 
lich wurde in der Grubenkonvention von 
1953 die Regie des Mines de la Sarre durch 
das jetzt nodi bestehende Unternehmen 
„Saarbergwerke“ abgelöst, das die Eigen- 
schaft einer juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts erhalten hat und dessen Orga- 
nisation unter Verstärkung des saarländi- 
schen Einflusses an die Saargrubenverwaltung 
(Regie des Mines de la Sarre) anknüpft. Die 
„Saarbergwerke“ sollten Rechtsnachfolger 
der Regie des Mines de la Sarre sein und auch 
die Befugnisse des Liquidators der Saargru- 
ben-Aktiengesellschaft übernehmen (Ver- 
fügung Nr. 53 - 16 des Chefs der französi- 
schen diplomatischen Vertretung im Saar- 
land über die Abwicklungsgeschäfte der Saar- 
gruben-Aktiengesellschaft vom 23. Dezem- 
ber 1953 — Amtsblatt des Saarlandes S. 819). 

Durch den Abschluß des deutsch-französi- 
schen Vertrags zur Regelung der Saarfrage 
wurde eine neue Lage geschaffen. Es ist ver- 
ständlich, daß eine abschließende Regelung 
der Trägerschaft von Vermögen und Ver- 
bindlichkeiten der Steinkohlenbergwerke im 
Saarland durdi die beiden Grubenkonven- 
tionen nicht herbeigeführt worden ist. Zwar 
ist bereits in der Konvention von 1950 be- 
stimmt worden, daß alle während der Ver- 
tragsdauer erworbenen oder errichteten An- 
wesen Eigentum des Saarlandes werden soll- 
ten und daß das Saarland als Eigentümer im 
Grundbuch einzutragen sei (allerdings mit 
der Verpflichtung, sie der Regie des Mines de 
la Sarre zur Verfügung zu stellen), ferner in 
der Konvention von 1953, daß die „Saar- 
bergwerke“ das Vermögen, die Rechte und 
Verpflichtungen der Regie des Mines de la 
Sarre übernehmen sollten, als deren Rechts- 
nachfolger sie bezeichnet wurden, und zwar 
sowohl die bereits entstandenen als auch die 
entstehenden, insbesondere solche, die sich 
aus der Tatsache der Liquidation der Saar- 
gruben-Aktiengesellschaft in Liquidation er- 
gaben. Unklar blieb aber, was im einzelnen 
hiermit erfaßt werden konnte, da z. B. die 
Frage des Eigentums an den Saargruben in 
den Konventionen von 1950 und 1953 aus- 
drücklich der Regelung durdi den Friedens- 
Vertrag Vorbehalten worden 'st. Auch der 
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Umfang des in den Konventionen vorgesehe- 
nen Eigentumserwerbs des Saarlandes laßt 
Zweifel offen. Es kann vielleicht angenom- 
men werden, daß sich neben dem im Eigen- 
tum der Saargruben- Aktiengesellschaft i. L. 
verbliebenen Anlagevermögen durch den 
Neuerwerb unbeweglicher und beweglicher 
Güter zuerst durch die Saargrubenverwal- 
tung (Regie des MInes de la Sarre), dann 
durch den Rechtsnachfolger, die „Saarberg- 
werke“, ein zweiter Vermögensstock gebildet 
hat, bei dem die Eigentumsfrage und mit 
Rücksicht auf den treuhänderischen Charak- 
ter der Verwaltung auch der Umfang der 
Verfügungsbefugnis zweifelhaft Ist. Eine 
dritte Vermögensmasse, nämlich neu erwor- 
bene Anwesen, sollte formell Eigentum des 
Saarlandes werden. 

4. Der im Saarland von den Besatzungsmäch- 
ten geschaffene Status und die Grubenkon- 
ventionen 1950 und 1953 sind von seiten der 
Bundesrepublik nicht anerkannt v nrden. 
Allerdings ist das Bestehen der „Saarberg- 
werke“ eine Tatsache. Wie die vorstehende 
Darstellung ergibt, sind die Eigentumsver- 
hältnisse und die sonstige Rechtslage unüber- 
sichtlich und unklar. Sicher ist, daß das Ver- 
mögen der Steinkohlenbergwerke im Saar- 
land zurückgeht auf das Vermögen der Saar- 
gruben- Aktiengesellschaft, die dem Deut- 
sdien Reich vollständig gehörte und die sich 
seit 1948 In Liquidation befindet. Es müssen 
praktisch die in der Zwischenzeit vor genom- 
menen Eingriffe in die Rechte des Reichs be- 
seitigt werden. Insofern läßt sich das im Ge- 
setzentwurf vorgeschlagene Verfahren ver- 
gleichen mit den Regelungen in dem soge- 
nannten Vorschaltgesetz vorn 21. Juli 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 467). Redate Dritter 
werden nicht verletzt. Mit der beabsichtigten 
Regelung sind sowohl die französische Re- 
gierung (vgl. Artikel 87 des Saarvertrags) als 
auch die Saarregierung einverstanden. 

Auf die im Vorstehenden des Näheren dar- 
gelegten Unklarheiten der Rechtslage und 
die Notwendigkeit, klare Rechtsverhältnisse 
zu schaffen, ist schon in der amtlichen Be- 
gründung zum deutsch-französischen Vertrag 
zur Regelung der Saarfrage (vgl. die Er- 
läuterungen zu Artikel 85 bis 87) hingewie- 
sen worden. Der Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten des Deutschen Bundestages 
hat sich in seinem Bericht zu Kapitel IV 
„Kohle“ des deutsch-französischen Vertrags 
zur Regelung der Saarfrage (Drucksache 3000 
des Deutschen Bundestages, beigefügt als An- 
lage 2 dem stenografischen Bericht über die 


181. Sitzung vom 14. Dezember 1956 
S. 10 072/73) dieser Auffassung angeschlos- 
sen. 

11 . 

Die Gründung des neuen Rechtsträgers für 
die Steinkohlenbergwerke im Saarland soll 
nach Artikel 85 des Saarvertrags spätestens 
bis zum 30. September 1957 durchgeführt 
werden. Die bei der Gründung der neuen 
Aktiengesellschaft durch die Bundesregierung 
zu übernehmende Verpflichtung zur Einbrin- 
gung der Steinkohlenbergwerke im Saarland 
wird erfüllt durch den kraft Bundesgesetzes 
sich vollziehenden Übergang der Aktiven 
und Passiven der „Saarbergwerke“ und deren 
Vorgänger auf die neue Gesellschaft. Die 
Gründungsvorgänge würden zu bedeuten- 
den Abgabeansprüchen des Saarlandes füh- 
ren. Die Saarregierung hat sich jedoch bereit 
erklärt, dafür einzutreten, daß in dem erfor- 
derlichen Umfang für alle Abgaben Befrei- 
ung gewährt wird. 

III. 

Das Saarland soll eine Beteiligung von 26 
vom Hundert an der neuen Aktiengesellschaft 
erhalten. Dafür bringt das Saarland seine For- 
derungen aus den sogenannten Marshallplan- 
und marshallisierten Geldern im Betrage von 
rund 15,6 Milliarden ffrs. ein, die ihm gegen- 
über dem französischen Tresor nach der An- 
lage 19 Artikel 1 des Saarvertrags zustehen. 
Es handelt sich dabei um Mittel, die die fran- 
zösische Regierung zu einem kleinen Teil aus 
echten Marshallplangeldern, zum weitaus 
größten Teil als Ersatz für echte Marshall- 
plangelder den „Saargbergwerken“ als Dar- 
lehen zur Verfügung gestellt und auf die sie 
zugunsten des Saarlandes verzichtet hat. 

IV. 

Es muß damit gerechnet werden, daß die 
neue Aktiengesellschaft zur Durchführung 
großer und dringlicher Investitionsvorhaben 
erhebliche Barmittel und zwar Insbesondere 
auch als Eigenkapital benötigt, bei deren Be- 
schaffung in der Übergangszeit die Beteili- 
gung der öffentlichen Hand nicht entbehrt 
werden kann. Tm Vordergrund steht dabei 
die Abteufung neuer Sdiachtanlagen, um mit 
dem Abbau im Warndt nach Beendigung der 
Verpachtung (Artikel 78 ff. des Saarvertrags) 
alsbald beginnen zu können. Außerdem sind 
noch andere Vorhaben zu finanzieren, die 
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nicht nur der Erh.iltung, sondern audi der 
Erhöhung der Förderung aus schon bestehen- 
den Schachtanlagen sowie dem Ausbau der 
Kohlenveredlung (Kokereien) und der Kraft- 
werke dienen. Alle diese Vorhaben sollen die 
noch fehlende Rentabilität hersteilen und 
sind, abgesehen von den Schachtanlagen im 
Warndt, zum größten Teil bereit? in Angriff 
genommen. 


Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Gründung der Aktiengesellschaft soll 
sich nach den allgemeinen Vorschriften voll- 
ziehen. Die Aktien sollen gewährt werden 
teils gegen Sach-, teils gegen Bareinlagen. 
Hierüber besteht Einverständnis mit dem 
Saarland. An Sacheinlagen wird vom Bund 
der gesamte Komplex der Steinkohlenberg- 
werke im Saarland eingebracht, vom Saar- 
land die Gesamtheit der Marshallplan- und 
marshallisierten Gelder (vgl. Abschnitt III). 
Daneben sollen auf das Grundkapital Bar- 
einlagen gemacht werden. 

Zu §§ 2 und 3 

Hierzu wird auf den Allgemeinen Teil der 
Begründung verwiesen. Mit der Umgrenzung 
des Kreises der einzubringenden Werte da- 
hin, daß sie dem Unternehmen „Saarberg- 
werke“ zur Verfügung stehen oder von ihm 
verwaltet werden, wird der tatsächliche Zu- 
stand zu Grunde gelegt. Die Rechte, die an- 
deren als den in § 2 genannten möglichen 
Rechtsträgern der Steinkohlenbergwerke im 
Saarland zustehen, bleiben unberührt. Der 
für den Übergang -der Rechte und Verpflich- 
tungen geeignete Zeitpunkt ist die Eintra- 
gung der Gesellschaft in das Handelsregister. 


Es ist darauf hinzuweisen, daß die Gesell- 
schaft außer den in § 2 des Entwurfs be- 
zeichneten Verpflichtungen noch diejenigen 
zu übernehmen hat, deren Übernahme durch 
sie sich aus dem Saarvertrag ergibt, so die 
Verpflichtung zum Abschluß des Pachtver- 
trags über den Abbau von Kohlenfeldern 
im Warndt (Artikel 78 und 82 sowie An- 
lage 25 des Saarvertrags), die Verpflichtung 
zur Lieferung von jährlich einer Million 
zweihunderttausend Tonnen Kohle für einen 
Zeitraum von zwanzig Jahren, beginnend mit 
dem 1. Januar 1962 (Artikel 81 und Anlage 
27 des Saarvertrags), die Verpflichtung zum 
Abschluß eines Lieferungs- und Abnahme- 
vertrags über dreiunddreißig vom Hundert 
der zum Verkauf verfügbaren Kohlenförde- 
rung der Steinkohlenbergwerke im Saarland 
(Artikel 83 und Anlage 28 des Saarvertrags) 
und die Verpfliebtungen gemäß den Bestim- 
mungen über die französischen Bediensteten 
der „Saarbergwerke“ (Artikel 88 und An- 
lage 30 des Saarvertrags). Einer gesetzlichen 
Regelung bedarf es insoweit nicht, weil vor- 
gesehen ist, dies im Gründungsvertrag zu 
regeln. 

Zu § 4 

Im Grundbuch sind zur Zeit noch die ver- 
schiedensten Stellen als Berechtigte eingetra- 
gen, z. B. die Saargruben- Aktiengesellsdiaft, 
der französische Staat, die Administration 
des Mines Domaniales du Bassin de la Sarre, 
die Saargrubenverwaltung (Regie des Mines 
de la Sarre), die „Saarbergwerke“ und das 
Saarland. Aus praktischen Gründen sind für 
den Antrag der Aktiengesellschaft auf Be- 
richtigung des Grundbuchs erleichterte Vor- 
aussetzungen vorgesehen. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 



